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Bundesministerium des Innern und für Heimat, 10557 Berlin  
 

 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen  

die beigefügte Antwort. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

in Vertretung 

 

 

 

Mahmut Özdemir 



  
 

 

  

  

 

Schriftliche Frage des Abgeordneten André Hahn 
vom 22. Dezember 2023 
(Monat Dezember 2023, Arbeits-Nr. 12/462)  

 
 
 
Frage 
Hat die Bundesregierung von Ines Geipel und ggf. weiteren Personen die offensicht
lich zu Unrecht gezahlte Entschädigung nach dem Dopingopfer-Hilfegesetz zurück
gefordert (siehe u. a. "Doping und Prawda" in der taz vom 16. Januar 2023), und in
wieweit hält die Bundesregierung Ines Geipel für eine würdige Trägerin des Bundes
verdienstkreuzes am Bande, welches sie am 1. August 2011 u. a. für die "viel beach
tete Aufarbeitung des DDR-Zwangsdoping-Systems sowie ihr Kampf für die Entschä
digung der Doping-Opfer" (siehe "DDR-Erbe: Schriftstellerin Ines Geipel mit Bundes
verdienstkreuz geehrt" in Berliner Morgenpost vom 20.07.2011) erhielt? 
 
Antwort 
Der Sachverhalt und seine Hintergründe sind der Bundesregierung bekannt. Der Vor
gang wurde geprüft. Nach Abwägung der betroffenen Interessen und Rechtsgüter  
ergeben sich daraus keine Gründe, die für die Angemessenheit einer Rückforderung 
gesprochen hätten. Zu Fragen in der Zuständigkeit des Bundespräsidialamtes äußert 
sich die Bundesregierung nicht.  
 




